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Analyse des Regierungsprogramms „Aufschwung und Beschäftigung“ – 
mögliche Auswirkungen auf angestellte Ärztinnen und Ärzte 

Kurzzusammenfassung 
Das Regierungsprogramm für Aufschwung und Beschäftigung enthält mehrere 
Maßnahmen mit unmittelbarer oder mittelbarer Bedeutung für angestellte 
Ärztinnen und Ärzte. Positiv sind insbesondere die geplante steuerliche 
Entlastung ab 2027/2028 sowie die Verbesserung der steuer- und 
sozialversicherungsrechtlichen Behandlung von Sonn- und Feiertagszuschlägen. 
Kritisch zu betrachten sind vor allem die Ausweitung sachgrundloser 
Befristungen sowie die Änderungen bei der AU-Bescheinigung. Für die ärztlichen 
Versorgungswerke ergeben sich derzeit keine unmittelbaren Änderungen; die 
weitere politische Entwicklung sollte jedoch aufmerksam beobachtet werden. 
Aktuell handelt es sich um ein Vorhabenpaket. Es bleibt offen, wie genau 
konkrete Gesetzesänderungen formuliert sein werden.  
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1. Rente, DRV und ärztliche Versorgungswerke 
• Das Programm selbst enthält keine Regelung, dass angestellte Ärzte 

künftig nicht mehr in Versorgungswerken abgesichert sind, sondern Mitglied 
der gesetzlichen Rentenversicherung werden. Es verweist auf die 
Empfehlungen der Alterssicherungskommission (Link: Bericht-
Alterssicherungskommission). Diese Kommission sieht es in ihrer 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/2026-06-24-bericht-alterssicherungskommission-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/2026-06-24-bericht-alterssicherungskommission-data.pdf?download=1
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Empfehlung 21 als Idealbild an, dass künftig auch Selbständige, Beamte, 
Abgeordnete und Vorstände von Aktiengesellschaften in die 
Erwerbstätigenversicherung einbezogen werden.  

• Nach der Empfehlung 22 sollen künftig die nicht obligatorisch abgesicherten 
Selbständigen bei Neuaufnahme ihrer Tätigkeit verpflichtend in die GRV 
einbezogen werden. Selbständige Ärztinnen und Ärzte gelten als 
Freiberufler jedoch über die Versorgungswerke als ausreichend 
abgesichert.   

• Die Wertung der Alterssicherungskommission, eine einheitliche 
Erwerbstätigenversicherung als „Idealbild der Alterssicherung“ anzusehen, 
muss jedoch aufmerksam beobachtet werden. 

• Risiko: Neue Ärztinnen und Ärzte könnten bei einer späteren Reform 
anders behandelt werden als Bestandsmitglieder; denkbar wären 
Änderungen beim Befreiungsrecht von der DRV oder parallele 
Beitragslasten. Aktuell enthält das Programm jedoch keine solchen 
Regelungen. 

2. Nettoeffekte für angestellte Ärztinnen und Ärzte 
a) Einkommensteuer 

• Das Programm sieht ab 2027 eine schrittweise (volle Wirkung ab 2028) 
Entlastung bei der Einkommensteuer insbesondere für Erwerbstätige mit 
kleinen und mittleren Einkommen vor. Diese soll durch einen höheren 
Grundfreibetrag, einen höheren Kinderfreibetrag, ein höheres Kindergeld, 
einen höheren Arbeitnehmer-Pauschbetrag sowie eine Abflachung der 
zweiten Progressionszone erreicht werden. 

• Für angestellte Ärztinnen und Ärzte ist allenfalls in den unteren 
Entgeltgruppen eine geringfügige Nettoverbesserung zu erwarten; eine 
konkrete Zahl kann derzeit noch nicht seriös beziffert werden. Prognostiziert 
ist für eine berufstätige Familie mit 2 Kindern und einem zu versteuernden 
Gesamteinkommen von 60.000 € eine jährliche Entlastung von 600 €. 

• Sollte die angekündigte Reform umgesetzt werden, profitieren grundsätzlich 
auch Ärzte, allerdings dürfte der Effekt aufgrund der hohen 
Grenzsteuersätze meist geringer ausfallen als erwartet. 

• Die Anpassung der “Reichensteuer” und die Anhebung des Pauschal-
steuersatzes können Auswirkungen auf die (leitenden) Oberärzte und 
Chefärzte haben. Bislang gilt ein “Reichensteuersatz” von 45 % bei einem 
zu versteuernden Jahreseinkommen ab 277.826 €; künftig ist eine 
Anhebung auf 47 Prozent ab 280.000 € geplant. Dieser erweiterte 
Steuersatz soll voraussichtlich ab 2028 in Kraft treten, wobei ein Satz von 
45 Prozent dann schon ab 250.000 Euro gelten soll. 
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• Die Anhebung des Pauschalsteuersatzes von 2 % auf 5 % beim Minijob 
dürfte kaum Auswirkungen auf angestellte Ärzte haben. 
 
b) Sozialversicherungsbeiträge 

• Die Kommission zur Sozialstaatsreform (KSR) hat 26 Empfehlungen 
formuliert. bei denen es im Kern nicht um Leistungskürzungen, sondern um 
einen einfacheren, digitaleren und stärker auf Erwerbstätigkeit 
ausgerichteten Sozialstaat geht. Die Empfehlungen gliedern sich in vier 
zentrale Handlungsfelder: Neuordnung der Sozialleistungen, Verbesserung 
der Erwerbsanreize, Bürokratieabbau und die Digitalisierung der 
Sozialverwaltung. Die Empfehlungen betreffen überwiegend die 
Organisation der steuerfinanzierten Sozialleistungen und nicht die 
Sozialversicherungssysteme (Rente, Kranken-, Pflege- oder 
Arbeitslosenversicherung). 

• Empfehlungen zu Leistungskürzungen oder -ausweitungen gehörten nicht 
zum Auftrag der Kommission. Es ist daher eher ein Programm zur 
Verhinderung der Beitragssatzsteigerungen als eine echte Entlastung. 

3. Arbeitsrecht und steuerliche Änderungen 
• Ab dem 1. Januar 2027 soll die Bemessungsgrenze nach § 3 b EStG für 

steuerfreie Sonn- und Feiertagszuschläge von 50 € auf 75 € 
Grundstundenlohn angehoben werden. Dadurch können angestellte 
Ärztinnen und Ärzte mit höheren Stundenlöhnen einen größeren Teil ihrer 
Zuschläge steuerfrei erhalten.  

• Der steuerfreie Zuschlag im Regelungsbereich eines Tarifvertrages soll 
vollständig sozialversicherungsbeitragsfrei werden. Näher konkretisiert ist 
dies noch nicht.  

• Krankenhausärzte mit regelmäßigen Sonn- und Feiertagsdiensten 
profitieren von einer höheren Nettovergütung. 

• Für Hochverdiener soll eine Auflösung des Arbeitsverhältnisses mit der 
Option einer Abfindung analog der Risikoträgerregelung im Finanzsektor 
ermöglicht werden.  (Erläuterung: Für Risikoträger in der Finanzwirtschaft – 
d. h. Arbeitnehmer mit wichtigen Funktionen in Unternehmen sowie 
Börsenhändler, die mit ihren Geschäften besondere Risiken für 
Finanzinstitute verantworten – gilt schon heute: deren Arbeitgeber kann 
sich durch Zahlung einer - meist auf ein Jahresgehalt gedeckelten - 
Abfindung leichter von ihnen trennen, ohne dass bei Stellung eines 
Auflösungsantrags eine Unzumutbarkeit der weiteren Zusammenarbeit 
dargelegt werden muss.) Die “Hochverdienerregelung” betrifft Ärzte mit 
einem Jahreseinkommen oberhalb der 1,75-fachen Beitragsbemessungs-
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grenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (aktuell 177.450 € brutto). 
Der grundsätzliche Kündigungsschutz soll wohl auch den "Hochverdienern" 
erhalten bleiben. Vielmehr bezweckt das Vorhaben eine erleichterte 
Anwendung der §§ 9 KSchG (Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch 
Urteil/Abfindung), 10 KSchG (Höhe der Abfindung) Nicht klar geregelt ist, 
ob die Regelungen für Einstellungen ab dem 01.01.2027 gilt oder auch für 
jene, die bereits jetzt mit ihrem Einkommen oberhalb dieser Grenze liegen.  

• Abfindungen sollen steuerlich begünstigt werden, wenn zeitnah eine neue 
Beschäftigung aufgenommen wird. Dabei gilt: je zeitnäher, umso größer ist 
der daraus resultierende steuerliche Vorteil. Konkretere Angaben hierzu 
gibt es noch nicht.  

4. Arbeitsrecht – Befristete Beschäftigungen 
• Im Programm sind arbeitsrechtliche Änderungen vorgesehen, die 

insbesondere die Flexibilität des Arbeitsmarktes erhöhen sollen. Für bis 
zum 31. Dezember 2030 neu eingestellte Beschäftigte soll eine 
sachgrundlose Befristung von bis zu 48 Monaten mit bis zu sechs 
Verlängerungen möglich werden; dabei soll eine erneute Ersteinstellung bei 
demselben Arbeitgeber möglich sein. Damit verdoppeln sich 
Gesamtbeschäftigungsdauer sowie Verlängerungsmöglichkeiten. Dies ist 
insbesondere für Fachärztinnen und Fachärzte sowie andere ärztliche 
Beschäftigte außerhalb des Anwendungsbereichs des ÄArbVtrG kritisch zu 
bewerten, da sich dadurch die Phase beruflicher Unsicherheit verlängern 
und die persönliche Lebensplanung erschwert werden kann. Für bereits 
sachgrundlos befristete Beschäftigte würde es voraussichtlich bei den 
derzeitigen Regelungen verbleiben. 

• In unseren Tarifverträgen sind teilweise für sachgrundlose Befristungen das 
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) ergänzende Regelungen enthalten: 
So sollen zum Beispiel im Bereich des TV-Ärzte VKA sachgrundlose 
Befristungen zwölf Monate nicht unterschreiten, mindestens jedoch sechs 
Monate dauern. Im Bereich TV-Ärzte BG Kliniken sind sachgrundlose 
Befristungen sogar ausgeschlossen. Die TV-Ärzte Helios und Asklepios 
sehen vor, dass sachgrundlose Befristungen ausgeschlossen sind, wenn 
eine Befristung nach dem Ärzte-Weiterbildungsbefristungsgesetz 
(ÄArbVtrG) möglich ist. Der TV-Ärzte enthält ergänzende Schutzregelungen 
für Ärzte in Weiterbildung.  

• Ab 1. Januar 2027 soll das Schriftformerfordernis für Befristungen entfallen. 
Offen bleibt noch, ob gleichzeitig ein milderes Formerfordernis wie die 
Textform angedacht ist, oder ob jegliches Formerfordernis entfallen soll. 
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5. AU-Bescheinigung, Facharztregelung 
• Das Programm sieht ab dem 1. Januar 2027 die Abschaffung der 

telefonischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung sowie die 
Wiedereinführung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ab dem ersten 
Krankheitstag vor. Bislang muss ein Arbeitnehmer eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorlegen, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
länger als drei Kalendertage andauert (§ 5 Abs. 1 S. 2, § 5 Abs. 1a S. 2 
Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG)). Die geplante Änderung dürfte 
insbesondere hausärztliche und allgemeinmedizinische Praxen zusätzlich 
belasten und den organisatorischen Aufwand erhöhen. Es bleibt 
abzuwarten, wie genau dieser Aspekt gesetzlich umgesetzt und welche 
Auswirkungen er auch auf bestehende Arbeitsverträge haben wird. 

• Die angekündigte Verschärfung des § 278 StGB soll missbräuchlich oder 
bewusst unrichtige Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen stärker 
sanktionieren. Für Ärztinnen und Ärzte bedeutet dies zwar keine Änderung 
der bereits heute bestehenden Pflicht zu einer sorgfältigen medizinischen 
Beurteilung, dürfte aber zu einer erhöhten Sensibilität bei der 
Dokumentation und Begründung von Arbeitsunfähigkeitsbeschei-nigungen 
führen. 

• Im Zusammenhang mit dem geplanten Primärarztsystem soll der Zugang 
zu Fachärzten verbindlicher gesteuert und Wartezeiten verkürzt werden. 
Wie diese Termingarantie konkret umgesetzt werden soll, ist im Programm 
bislang allerdings nicht näher geregelt. Für Fachärztinnen und Fachärzte 
könnte dies künftig eine stärkere Verpflichtung zur Vorhaltung kurzfristiger 
Termine sowie einen höheren organisatorischen Aufwand bei der 
Terminsteuerung bedeuten. 
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